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1. Gegenstand und Umfang der Prifung

1.1. Auftrag und Uberblick
Die Projektkontrolle betreffend das Projekt

,»Ausschreibung Tagesbetreuungszentrum —
Liberty Theodor-Kodrner-Strasse u. Solidar Bethlehemgasse*

ist eine Prifung gemaR 8§ 98 Abs 3 und Abs 4 des Grazer Stadtstatutes (Projektkontrolle) sowie nach
8 6 Abs 2 der Geschaftsordnung fur den Stadtrechnungshof (in der Folge: GO-StRH) und ist eine auf
Grund der bevorstehenden Ausschreibung einer Dienstleistung (Ausschreibung nach dem
Bundesvergabegesetz BVerG 2006; Projektgenehmigung fir den Zeitraum 1.1.2009 bis 31.12.2013) veranlasste
Prufung.

Ein entsprechender Prufantrag wurde seitens der zusténdigen Abteilung nach Vorlage an die zustéandige

Stadtsenatsreferentin Frau Elke Edlinger mit Schreiben vom 25. August 2008 gestellt.

Gemall 8 6 Abs 3 GO-StRH sind fir die Projektkontrolle unter anderem folgende Prifungsziele
vorgegeben:
1. Priufung des Projektes auf Erforderlichkeit und Umfang (Bedarfspriifung).

2. Prifung der Sollkosten und Folgekosten.
3. Prifung der voraussichtlichen Finanzierung.

Der derzeit gultige Grenzwert fir die Projektkontrolle nach 8 6 Abs 2 GO-STRH (0,05% des
Gesamtausgabevolumens des glltigen Voranschlages) betragt rd TEUR 398. Im vorgelegten Gemeinderatsstiick
(A5-39647/06-1) geht die zusténdige Abteilung von einer jahrlichen Belastung pro Tageszentrum von

rd TEUR 385 aus; demnach ist der Grenzwert tberschritten und liegt eine Prifungspflicht vor.

Prufungsberichte uUber Projektkontrollen sind gemdR & 6 Abs 5 der Geschaftsordnung fir den
Stadtrechnungshof Bestandteil des dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegten
Gemeinderatsstiickes.

Wegen der zu geringen Vorlaufzeit der Antragstellung konnte die Prufung nicht rechtzeitig vor der
beschlussfassenden Gemeinderatssitzung abgeschlossen werden; die Beschlussfassung und
Ausschreibung sind mittlerweile bereits erfolgt.

Der Stadtrechnungshof legt diesen Bericht daher dem Kontrollausschuss vor.
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1.2. Auftragsdurchfihrung

Das gegenstandliche Projekt betrifft die Ausschreibung von Dienstleistungen des Sozialwesens nach dem
Bundesvergabegesetz BverG 2006 fir den Zeitraum 1. Janner 2009 bis 31. Dezember 2013 bezogen auf die
beiden bereits bestehenden Tagesbetreuungsstatten fur Seniorlnnen (Ausschreibungszeitraum von funf

Jahren mit einer zweimaligen Verlangerungsoption nach drei bzw. vier Jahren um je ein Jahr).

Die Prufung wurde seitens des Stadtrechnungshofdirektors und der Mitarbeiter des Stadtrechnungshofes (in der

Folge StRH) im September und Oktober 2008 durchgefihrt.

Als Prufungsleiterin fir die Bedarfsprifung des Projektes ,,Tagesbetreuungszentrum — Liberty Theodor-

Koérner-Strasse und Solidar Bethlehemgasse* wurde Frau Mag. Katharina Riel nominiert.

Wesentliche Uberlegungen zur Herangehensweise an die Themenstellung werden anschlieRend in

Kapitel 2. dargestellt.
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1.3. Zur Prufung herangezogene Unterlagen

Folgende Unterlagen wurden seitens des Sozialamtes vorgelegt und der Priufung zu Grunde gelegt:

Betreff Stand vom
1. Bericht an den Gemeinderat 13. August 2008
2. Teile der Jahresberichte - Tageszentren 3. September 2008
3. Leistungsorientiertes Finanzierungsmodell - Tageszentren 2009 - 2013 25. August 2008
1.4. Abgehaltene Besprechungen und Auskunftspersonen
Besprechung am 3. September 2008:
Dr. Andrea Gutmann A5 - Sozialamt
Mag. Katharina Riel Stadtrechnungshof
Besprechung am 17. September 2008:
MMag. Andreas Harb A5 - Sozialamt
Mag. Katharina Riel Stadtrechnungshof

Muindliche Auskiinfte wurden uns von folgenden Personen erteilt:

Frau Anna Konig A 8/4 - Liegenschaftsverwaltung

Zum Prufbericht liegen mehrere Stellungnahmen des Sozialamtes vor, die inhaltlich in den Prufbericht

eingearbeitet sind; die Stellungnahmen sind durch Umrahmung und Uberschriften hervorgehoben.
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2. Eckdaten des Projektes

Der Stadtrechnungshof hat auf Grund der bevorstehenden Ausschreibung (Dienstleistungen des
Sozialwesens — Betrieb von Tagesbetreuungsstatten fur Seniorlnnen; Projektgenehmigung fiir den Zeitraum
1.1.2009 bis 31.12.2013) eine Projektkontrolle betreffend die Flhrung der Tageszentren Liberty und Solidar

durchzufiihren.

Folgende Eckdaten bilden die Rahmenbedingungen fir die Finanzierung der beiden Tagesbetreuungs-

zentren:

- Die Bereitstellung der Dienstleistungen wird mit 8 16 Sozialhilfegesetz (SHG) — Soziale Dienste

begriindet,

- die von der Stadt Graz gem. dem ,Leistungsorientierten Finanzierungsmodell“* (LOF) zu tragenden

Refundierungsséatze pro Tagesgast betragen bislang EUR 39,50 bzw. EUR 43,76

- die Infrastruktur (Raumlichkeiten samt Ausstattung) wird von der Stadt Graz dem/der
Betreiberln zur Verfugung gestellt — die diesbezuglich anfallenden Kosten (Betriebskosten,

Gebédudekosten, Versicherungen) sind im konkreten Projektantrag nicht berucksichtigt,

- eine Zuzahlung durch das Land Steiermark erfolgt bis dato nicht,

- der/die Betreiber/In des Tagesbetreuungszentrums erhélt neben den stadtischen Refun-
dierungssatzen von den Tagesgasten einen Klientenbeitrag (Basispreis u. Pflegezuschlag), der

sozial gestaffelt ist,

- die dzt. Auslastung der beiden Tagesbetreuungszentren liegt bei 54 % bzw. 62 %b,

- eine Auslastungssteigerung bedingt fur die Betreiberorganisation Mehreinnahmen bei den
Klientenbeitragen und auch bei den Refundierungssétzen der Stadt Graz; mit groRerer

Auslastung steigt somit die budgetéare Belastung fiir die Stadt Graz,

- die beiden Tageszentren werden derzeit von zwei verschiedenen Trégerorganisationen gefihrt,

die als Vereine organisiert sind.
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3. Berichtsteil

3.1. Erforderlichkeit und Umfang (Bedarfsprifung)

3.1.1. Gesetzliche Grundlage

Das Steiermérkische Sozialhilfegesetz definiert im § 16 die Art, Umfang und Voraussetzungen der sozialen
Dienste, wobei zwischen sicherzustellenden sozialen Diensten (Alten-, Familien- u. Heimhilfe; Gesundheits-
u. Krankenpflege; soweit diese nicht stationér erbracht werden; Essenzustelldienst) und sozialen Diensten, die
~insbesondere*“ erbracht werden kdénnen (vorbeugende Gesundheitshilfe; Beratungsdienste; Erholungs-
hilfen).

Die Aufgaben des Landes sind in § 18 SHG geregelt und sehen im Rahmen der sozialen Dienste vor, dass das

Land diese Aktivitaten erbringen oder férdern kann.

§ 20 SHG sieht bezulglich der Aufgaben der Gemeinden vor, dass diese die Leistungen gem. § 16 SHG zu
gewahrleisten haben (8 20 Abs 2 SHG). Die tatschliche Leistung kann vertraglich Dritten, insbesondere privaten
Tragern, ubertragen werden (§ 20 Abs 4 SHG). Die Finanzierung der sozialen Dienste erfolgt durch die
Gemeinde, Kostenbeitrdge der Leistungsempfanger, sonstige Mittel (Spenden, Schenkungen) und Beitrédge des

Landes (8 20 Abs 6 SHG).

Mit dem Sozialamt wurde in der Priufung thematisiert, ob hinsichtlich des Betriebes bzw der Finanzierung

von Tageszentren eine gesetzliche Pflichtausgabe, oder freies Ermessen vorliege.

Der Gesetzeswortlaut lautet wie folgt:

8 20 Abs. 2: ,,Die Gemeinden haben die im § 16 Abs. 2 angefiihrten sozialen Dienste zu
gewadéhrleisten (...).“

§ 16 Abs. 2: ,Folgende sozialen Dienste sind sicherzustellen:

a) Alten-, Familien- und Heimhilfe im Sinne des Steiermérkischen Alten-, Familien- und
Heimbhilfegesetzes (...) soweit sie nicht stationér erbracht wird;

b) Gesundheits- und Krankenpflege, soweit sie nicht in stationadren Anstalten erbracht wird,
.)”“

Das Sozialamt argumentiert auf dieser Grundlage, dass es sich beim Betrieb von Tageszentren um eine

gesetzliche Pflichtleistung handle.

Dagegen spricht — aus der Sicht des Stadtrechnungshofes — dass im Gegensatz zu anderen gesetzlichen

Sozialleistungen im Konkreten Fall der Tageszentren keine Mitfinanzierung des Landes erfolgt, was daflr
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spricht, dass die Bereitstellung von Tageszentren nur als ergdnzende, die Palette der im StSHG

vorgeschriebenen Leistungen abrundende Leistung anzusehen ist.

Auch das Sozialamt selbst wirft in seiner Stellungnahme namlich die Frage auf, ob der dynamische
Verweis in der oben zitierten Gesetzesstelle auf das AltenfachhilfeG (AFHG) so gelesen werden muss, dass
damit auch das nunmehr in Kraft getretene StSBBG (Steiermarkische Sozialbetreuungsberufegesetz) mitumfasst

ist.

AuBer Diskussion steht jedenfalls, dass Tageszentren neben anderen ambulanten, mobilen und stationdren

Formen der Altenbetreuung unzweifelhaft in die Palette der MaBnahmen nach § 16 Abs 2 StSHG fallen.

Offen bleibt auch nach der Diskussion mit dem Sozialamt, ob die oben zitierte Gesetzesstelle (8 16
Abs 2 StSHG) so eng auszulegen ist, dass durch die Formulierung ,,...sind...sicherzustellen... alle im

Paragrafen aufgelisteten MaBnahmen vollumfanglich zwingend anzubieten sind.

Seitens des Fachamtes werden ferner umsatzsteuerliche Argumente fur die Beurteilung als

»Pflichtleistung* angefihrt.

Zitat aus der Stellungnahme des Sozialamtes vom 10. November 2008:

Da der Sozialhilfetrdger Stadt Graz/Sozialamt beim Betrieb der Tageszentren (auch ohne
Erfillung der fir einen Betrieb gewerblicher Art geforderten Kriterien, wie z.B.

Einnahmenerzielung) im Rahmen des StSHG tatig wird, ist diese T&tigkeit gem. § 2 Abs. 4 7
1 UStG 19941 (fiktiv) dem Unternehmensbereich zuzuordnen. Bei einer Einstufung der
Leistungen als sozialen Dienst nach dem StSHG ist die Stadt Graz als Trdger der dffentlichen
Flirsorge tétig und erbringt unecht umsatzsteuerbefreite Leistungen im Sinne des § 6
Abs. 12 7 UStG 19942 an die Hilfsbedlirftigen. Die Leistungen, die von der Stadt Graz an die
Hilfsbedirftigen erbracht werden, sind daher von der Umsatzsteuer befreit. Zu beachten ist
Jedoch, dass nur Leistungen, die im Rahmen des StSHG an die Hilfsbediirftigen erbracht

werden, unter die Beglinstigung fallen. Ein l/orsteuerabzug'g steht im Zusammenhang mit den

befreiten Umsdtzen nicht zu. Jedoch sieht § 1 Abs. 3 GSBG eine Beihilfe in Héhe der nicht

1 § 2 Abs. 4 Z 1 UStG 1994: ,Als gewerbliche oder berufliche Tétigkeit gilt auch 1. die Téatigkeit der (...) sowie der Trager des
offentlichen Fursorgewesens, soweit diese im Rahmen (...) der allgemeinen Firsorge (Sozialhilfe) (...) tatig werden.*

2 § 6 Abs. 1 Z 7 UStG 1994: ,Von den unter § 1 Abs. 1 Z 1 fallenden Umsétzen sind steuerfrei: (...) 7. die Umsétze der (...)
Trager des offentlichen Flrsorgewesens (...) an die Hilfeempfanger oder die zum Ersatz von Fiirsorgekosten
Verpflichteten.*

3 § 12 Abs. 3 Z 3a: ,,(...) Der Ausschluss vom Vorsteuerabzug tritt nicht ein, wenn die Umsétze a) nach § 6 Abs. 1 Z 1 bis 6
oder (...) steuerfrei sind oder steuerfrei waren (...)"
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abzugstéhigen Vorsteuern vor. Fiir die in Vorleistungen ausgewiesene Umsatzsteuer kann daher

ein Beilhilfenanspruch 1:1 geltend gemacht werden.

Die fiktive, m.E. nicht gesetzeskonforme, Einordnung der Dienstleistungen der
Tageszentren als ,,freiwillige* Leistung aul3erhalb des StSHG wiirde zu einem Verlust
der unechten Steuerbefreiung mit der Konsequenz einer zumindest 10%-igen4

Steuerbelastung der KlientInnenbeitrdge fihren.

Nach der vom Stadtrechnungshof vertretenen Ansicht geht freilich auch diese Argumentation insofern ins
Leere, als ja vom Stadtrechnungshof nicht bestritten wurde, dass es sich bei den Leistungen des Betriebes

eines TZ um Leistungen im Rahmen des StSHG handelt.

Gepruft und diskutiert wird und wurde durch den StRH lediglich, ob das StSHG hierbei eine
~Pflichtleistung* normiere, ob also die Anordnung ,...sind sicherzustelfen .. im § 16 Abs 2 StSHG als
Imperativ in dem Sinne zu verstehen sei, dass die Stadt Graz daraus verpflichtet ist, die zwei Tageszentren zu

betreiben bzw deren Betrieb zu finanzieren.

Wir verweisen weiters auf die Uberlegungen aus wirtschaftlicher Sicht weiter unten.
3.1.2. Projektumfang

Der inhaltliche Schwerpunkt der beiden Tageszentren liegt in der Betreuung alterer, hilfsbedirftiger in der Stadt
Graz lebender Menschen, wobei das Tageszentrum primar eine prophylaktische Funktion erfiillen soll. Zu diesem
Zweck werden alteren Menschen verschiedene Leistungen angeboten, die der Aktivierung, Rehabili-
tation und der Steigerung der Lebensqualitat dieser Personengruppe dienen. AuRerdem bietet das
Tageszentrum eine Infrastruktur, die den Aalteren, hilfs- bzw. pflegebedurftigen Menschen die Mdglichkeit
einraumt, weiterhin selbstbestimmt zu leben und so lange wie mdglich in der gewohnten Umgebung zu

verbleiben.

Das Angebot in den beiden Tageszentren kann entweder ganztégig von 8.00 bis 16.00 Uhr oder auf Wunsch auch

halbtags vormittags oder nachmittags jeweils mit oder ohne Mittagessen in Anspruch genommen werden.

Grundsatzlich richtet sich das Angebot nur an Grazer Birgerlnnen, allerdings kénnen bei freien Kapazitédten auch

auswartige Tagesgaste aufgenommen werden.

4 Unter der zu prifenden Annahme, dass der 8 10 Abs. 2 Z 15 UStG 1994 zur Anwendung kommt. Ansonsten wirden die
Klientinnenbeitrage mit 20% USt belastet werden.
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Der oben beschriebene Projektumfang enthélt einerseits Komponenten, die auf die Anforderungen der
Sozialen Dienste gem. SHG abzielen und andererseits zusatzliche Leistungen. Aufgrund dieses
Sachverhalts ist es nicht eindeutig, ob es sich bei diesen im Gesamtpaket angebotenen Leistungen um

forderungswirdige Aufgaben nach § 16 SHG handelt, die zwingend/gesetzlich bereitzustellen sind.

Eine Zuzahlung durch das Land Steiermark ist jedenfalls anzustreben.

3.1.3. Auslastung der Tageszentren

Die Auslastung stellt sich gem. der vorgelegten Monatsberichte wie folgt dar:

Auslastungsanalyse Janner 2006 - Mai 2008

Vollauslastung

durchschnittliche
Auslastung

5 4

0 : : :

SIS A IR SRR ST RN SRS
R AR I I M AR T A e R

—o—TZ Liberty —#—TZ Solidar —a— monatl. TZ Liberty —e—monatl. TZ Solidar

Festzuhalten ist dass im Gemeinderatsbericht von einer Vollauslastung bei beiden Tageszentren von je 40 Platzen

ausgegangen wird. In den vorliegenden Berichten liegt die Vollauslastung des TZ Liberty bei 45 Platzen.

Wird keine Vollauslastung erzielt, reduziert sich tendenziell der budgetére Abdeckungsbedarf fur die Stadt Graz.
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Aufgrund der

Ubermittelten

Daten

Auslastungsgrad in Prozent errechnet:

wurde ein

durchschnittlicher

monatlicher

in %
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Die durchschnittliche jahrliche Auslastung stellt sich wie folgt dar:

durchschnittliche jahrliche Auslastung in %6

01 -12/2006 |01 - 12/2007 |bis 05/2008
TZ Liberty 54,81 53,15 56,89
TZ Solidar 47,92 61,04 60,00

Quelle: Monatsberichte TZ

Die durchschnittliche jahrliche Auslastung schwankt zwischen 47,92 % (TZ Solidar) und 61,04 % (TZ Solidar). Die
durchschnittliche jahrliche Hochstauslastung des TZ Liberty betragt 56,89 %.
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Im vorgelegten Gemeinderatsbericht wird eine durchschnittliche Auslastung i. H. v. rd. 61 % erwéhnt.

durchschnittl. jahrliche Auslastung in %
100
e
I
LV R
61,04 60,00
60 +-- - - - - ——"—"—"—"—~———~—~—~—~ - -~ - A - . __ ]
in % 54,81 — -~ 56,89
I I =i
47,92 53,15
40—
B0 T
20 fmm et
10 f == oo
0
01 - 12/2006 01 - 12/2007 bis 05/2008
| —e—TZ Liberty —=—TZ Solidar |
3.1.4. Demographische Entwicklung

Die Entwicklung der Auslastung der beiden Tageszentren ist der Bevdlkerungsentwicklung
gegeniberzustellen, wobei sich diese bei den Uber 60jahrigen in der Stadt Graz gem. den entnommen Zahlen der
Statistik Austria nicht wesentlich veréndert hat. Im Vergleich dazu ist der allgemein bekannte Trend zur

Zunahme der alteren Bevdlkerung bei Betrachtung der tiber 60jéhrigen in Graz-Umgebung ersichtlich.

Nachfolgende Graphik soll dies veranschaulichen (die dazugehérigen Datenquellen sind im Anhang aufgelistet):

Alter Gber 60 Jahre - in % zur Gesamtbevélkerung

100
90
80 fm 1
70 |
B0 f -
50 -
T

30 A 22,64 22,77 22,60
in %

Volkszahl. 91 Volkszahl. 01 ZMR 1.1.08

—&— Graz —8— Graz-Umgebung
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Die allgemeine Entwicklung der Bevdlkerung ulber 60 Jahre gem. Statisitk Austria zeigt in der Steiermark

folgenden Trend:

Bevolkerungsentwicklung - Alter: 60 Jahre und élter
(Steiermark)

.

20

15 4

in %

10 A S

5
e :
0 = T T T T T T v T T T d
2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2020

—e— jahrl. Zunahme in % des Vorjahres —#— jéhrl. Zunahme in % - Basis 2006

Bei der speziellen Betrachtung der Bevodlkerungsentwicklung der Stadt Graz verglichen mit Graz-Umgebung fur
den Zeitraum 1991 bis 2008 ist offensichtlich in Betracht zu ziehen, dass es im Alter mdoglicherweise zu einer

Abwanderung der Bevdlkerung kommt (Beendigung des Erwerbslebens).

Die weitere Bevdlkerungsentwicklung der tGber 60jéahrigen zeigt, dass es zu einem stetigen Anstieg kommt, wobei

die jahrlichen Zuwachsraten, wie aus obiger Graphik ersichtlich, unterschiedlich sind.

Bezuglich der vorliegenden Prognosewerte der Statistik Austria fur die Altersgruppe der Uber 60jahrigen in der
Steiermark kann von einem Bedarf an Betreuungsplatzen ausgegangen werden. Dies zeigt auch die allgemeine

demograpische Entwicklung.
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Stadt m Stadtrechnungshof

Bevolkerungspyramide Osterreichs 2004, 2030 und 2050 (Quelle: Statistik Austria, 2005)
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Die oben dargestellte Bevolkerungspyramide zeigt, dass es zu einer stetigen Zunahme der alteren

Bevolkerung kommt. Im Jahr 2030 ist der Anteil der Uber 60jahrigen deutlich gréRer als im Jahr 2004.

Eine genauere Betrachtung der Bevolkerungsentwicklung fiir die Stadt Graz konnte aufgrund des vorliegenden

Datenmaterials nicht erarbeitet werden.

Aus der aufgezeigten demographischen Entwicklung ist die Zunahme der &lteren Bevolkerung ableitbar, die

weiters auf einen moglichen zukiinftigen Bedarf schlieRen lasst.
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Hier ist jedoch auch auf die bisherige Entwicklung bedacht zu nehmen. Aus diesem Grund wurde die
Auslastung der Tageszentren mit der allgemeinen Bevdlkerungsentwicklung der uber 60jéhrigen fur

den Zeitraum 2006 bis 2008 verglichen und nachfolgende Graphik erstellt.

Auslastungsentwicklung TZ Liberty, TZ Solidar -
Bevoélkerungsentwicklung Uber 60jahriger
B0 e e e e e e e e e e e e e e e e
27,39 25,22
25
R
15
in% 10 | 3
S D - R By a 5
0 000 2.73
e 804
40 Jeeeeenn 9121202006 L 01-12/2007 ... 2008
——TZ Liberty —#—TZ Solidar jahrl. Zunahme in % - 60 Jahre u. alter

Als Ausgangs- bzw. Bezugswerte sind die Zahlen des Jahres 2006 zu sehen. Bei der Auslastung der Tageszentren

wird die durchschnittliche Besucherzahl und die daraus abgeleitete Verdnderung in Prozent herangezogen.

Beim TZ Liberty ist nach einem Rlckgang der Besucherzahlen im Jahr 2007 ein Anstieg der Besucherzahlen tber
dem Trend der allgemeinen Bevolkerungsentwicklung der Uber 60jahrigen erreicht. Die Entwicklung der
Auslastung beim TZ Solidar zeigt ein véllig anderes Bild. Nach einem starken Anstieg der Besucherzahlen im Jahr
2007 um ca. 27,39 % im Vergleich zum Jahr 2006 ist im Jahr 2008 ein leichter Riickgang der Besucherzahlen zu

erkennen.

Neben der zeitlichen Entwicklung der Auslastung der beiden Tageszentren darf der Auslastungsgrad nicht auller
Acht gelassen werden. Wie oben bereits dargestellt (Auslastungsgrad in %, durchschnittliche jéhrliche

Auslastung) besteht hier noch Entwicklungspotential.

Im mittlerweile beschlossenen Gemeinderatsbericht wird mit einer zukinftigen Auslastung von 80%
gerechnet. Dies wirde fiir das TZ Liberty eine Tagesgéasteanzahl von 36 Personen und fiir das TZ Solidar eine
Tagesgasteanzahl von 32 Personen bedeuten (dzt. TZ Liberty: 26 Pers. — d.h. + 10 Pers.; dzt. TZ Solidar: 24
Pers. — d.h. + 8 Pers.).

Ob diese Steigerung der durchschnittlichen Auslastung aufgrund der allgemeinen Bevolkerungsentwicklung oder
durch verstarkte offentlichkeitswirksame MaBnahmen erzielt wird nicht ndher erlautert bzw. es wird diese

Annahme nicht naher konkretisiert.
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3.1.5. Variantenuntersuchungen

Auf die Frage nach durchgefuhrten Variantenuntersuchungen bezuglich der Auslastung wird seitens
des Sozialamtes ausgefiihrt, dass es im Vorfeld natirlich grundséatzliche Variantentberlegungen gegeben

hatte, diese aber nur diskutiert wurden.

Die nachfolgenden Varianten wurden als Hauptbeispiele der Variantendiskussionen genannt:

e Variante 1 — Steigerung der Auslastung im TZ Solidar durch die Installation von betreutem
Wohnen im GGZ

o Inanspruchnahme des Anbots der TZ Solidar neben eines méglichen eigenen Anbotes der GGZ

e Variante 2 — Zusammenlegung der beiden TZ an einem Standort

o0 derzeitige Auslastungen der beiden TZ Ubersteigt die jeweilige Vollauslastung

0 Berucksichtigung der Rahmenbedingungen (erhaltene Férderungen) soll gewahrt werden

o0 Anfahrtswege und -zeiten sollen fiir die Besucher mdéglichst unbeschwerlich sein (Einzugsgebiet)
e Variante 3 — Erweiterung des Leistungsspektrums — gerontopsychiatrische Betreuung

o fur Demenzerkrankte stehen nicht genitigend bzw. ausreichende Angebote zur Verfligung

o0 eigenes Angebot fir diese Personengruppe erforderlich

0 eine Beteiligung am allgemeinen Programm/Angebot im TZ erscheint nicht mdéglich, da auf andere
bzw. spezieller Bedirfnisse Ricksicht genommen werden muss

Somit werden seitens des Fachamtes die drei aufgezeigten Varianten — aus den genannten Grinden —

verworfen.
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3.1.6. Projektkosten

Der vorliegende Kostenrahmen wurde vom Sozialamt ermittelt und berechnet sich gem. Gemeinderatsstiick

folgendermaRen:

Ausgehend von einer durchschnittlichen Auslastung von 80 % und einem Betrieb von 247 Tagen/Jahr wird ein

budgetarer Aufwand je TZ von maximal TEUR 385 pro Jahr angenommen.

Die fur den Zeitraum der bezogenen Leistungen (1.1.2009 bis 31.12.2013) voraussichtlich bendtigten
finanziellen Mittel belaufen sich somit auf insgesamt EUR 3,850 Mio. Naheres dazu in Kapitel

3.2. Finanzierung.
3.1.7. Terminplan

Lt Bericht an den Gemeinderat ergibt sich fir das Projekt folgender Terminplan:

e Nach erfolgter Projektgenehmigung durch den Gemeinderat5) wird die Vergabebekanntmachung zur
Ausschreibung nach Luxemburg Gbermittelt und in weiterer Folge die Bekanntmachung im Amtsblatt der

Landeshauptstadt Graz veranlasst.

e Nach Prifung der von den Anbieterlnnen uUbermittelten Ausschreibungsunterlagen kdnnte unter
Berucksichtigung der im BVergG festgelegten Fristen und nach Vorlage des Vergabeaktes an den
Vergebungsausschuss im Dezember 2008 der Zuschlag fristgerecht erteilt werden, so dass ab 1.1.2009

die entsprechenden Vertrage mit dem jeweiligen Betreiber abgeschlossen werden kénnen.
3.1.8. AbschlieBende Beurteilung des Bedarfes

Die Frage, ob eine rechtliche Verpflichtung zur Finanzierung der Tageszentren besteht, ist aus den
gesetzlichen Grundlagen nicht eindeutig zu beantworten; tendenziell handelt es sich um ein freiwillig von
der Stadt Graz getragenes Zusatzangebot fur Seniorlnnen; siehe oben in 3.1.1. die dargestellte Diskussion

mit dem Sozialamt.

Die soziale Erforderlichkeit des Projektes ,Tageszentren“ lasst sich aus der demografischen Entwicklung
sowie auch damit begriinden, dass niederschwellige Betreuungsformen fur Seniorlnnen tendenziell zu
begruRen sind, wenn es damit gelingt, kostenintensivere Betreuungsformen (Heimunterbringung)

hinaus zu zdgern.

5) bereits erfolgt
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Die Rechtfertigung fur die Aufrechterhaltung des Betriebes beider Tageszentren liegt daher in

folgenden Umstanden begrindet:

e Sunk-Cost: Es wurden in der Vergangenheit Investitionen (teilweise mit EU-Mitteln geférdert) getatigt;
im Falle einer Einstellung eines oder beider Zentren wirden mdglicherweise Ruckzahlungs-

verpflichtungen schlagend werden.

e Zu prufen wére, wie alternative Verwertungsmoglichkeiten der Gebdudeinfrastruktur zu

beurteilen ist.

e Es liegt die fachliche Argumentation vor, dass durch den Betrieb der Tageszentren die
kostenintensivere stationare Unterbringung von Personen zeitlich hinausgezdgert werden

kann, wodurch tendenziell geringere budgetéare Belastungen anfallen.

e Die Variante einer SchlieBung von nur einem von beiden Zentren (Zusammenlegung) wiirde — trotz

der bestehenden Unterauslastung der beiden Hauser — insgesamt zu einem Kapazitatsengpass fuhren.

Eine zwingende rechtliche Verpflichtung zur FUhrung solcher Tageszentren kann wie oben in Kapitel
3.1.1. diskutiert nicht erblickt werden.

Wir empfehlen, bis spatestens Ende 2010 eine neuerliche Uberprifung durchzufithren, und dann tber die

allfallige Stilllegung eines der beiden Tageszentren (ab Ende 2011 mdglich) zu entscheiden.

Zur fachlichen Begrundung fihrt das Sozialamt in seiner Stellungnahme vom 10. November 2008 aus:

.In den Tageszentren Liberty und Solidar wird zur Erbringung der geforderten Leistungen entsprechend
qualifiziertes Fachpersonal eingesetzt und somit den gesetzlichen Verpfiichtungen der nicht stationdren
sozialen Dienste und in Ergdnzung zur Mobilen Betreuung gentige getan. Die Notwendigkeit einer
vollstationdren (wesentlich kostenintensiveren) Unterbringung wird dadurch prinzipiell
zeitlich verzogert. Anders formuliert konnen in den Tageszentren Menschen die den Alltag nicht mehr
alleine bewidltigen kénnen und durch mobile Dienste unterversorgt, durch stationdre Pflege jedoch
liberversorgt wéren, betreut werden. Weiters profitieren auch Angehdrige, die von der Pflege ihrer z.B.
Eltern entlastet werden und somit die eigene Berufstétigkeit aufrechterhalten kénnen. Zusammenifassend
fiihren die Dienstleistungen der Tageszentren auf Seite der Klientlnnen sowohl zu monetéren, als auch zu
qualitativen Vorteilen. Auf Seite der dffentlichen Hand ist, wenn man die héhere Lebensqualitét der
Klientinnen ausblendet, der Vortell des Hinauszdgerns der Sstationdren Betreuung mit den daraus

resultierenden Kosteneinsparungen zu sehen.
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Um die obige Aussage auch mit einem monetdren Wertegerdst zu untermauern, sei unterstellt, dass

sdmtliche Klientinnen der Tageszentren (rd. 125 Personen6 in beiden Tageszentren je Monat im Jahr
2007), aufgrund der fiktiven SchlieSung der Tageszentren in eine stationdre Betreuung wechseln mdissten.
Die stationére Betreuung wiirde unter Anwendung der Lelstungs- und Entgeltverordnung LEVO-SHG und
unter der Annahme einer durchschnittlichen Pflegegeldstufe 2 fir ,ehemalige” Klientinnen der

7

Tageszentren zu folgenden Gesamtkosten (exkl. USt) fiir 125 Klientinnen pro Jahr fiihren:

Stationare Betreuung p.m. p.a. 60% Land 40% Stadt |[Zuschuss TZ 2007
Kosten 125 Pflegeplatze PGS 2 252.825,00( 3.033.900,00| 1.820.340,00] 1.213.560,00 505.463,73
Abbildung 1

Wie aus der Abbildung 1 ersichtlich wird, ergibt sich durch den Betrieb der Tageszentren, unter den
getroffenen Annahmen (125 Klientlnnen, keine Kostenbeitrdge der Klientinnen, @ PGS Z2), eine

Kostenersparnis flr die Stadt Graz/Sozialamt i.H.v. rd. € 700.000,-- pro Jahr."

Ende des Zitats

6 Dies entspricht It. Abrechnung der Einzelfallstatistiken rd. 50 belegten Platzen in den Tageszentren.

7 In dieser Berechnung wurde vereinfachend die personliche Beitragsleistung der Klientlnnen nicht bericksichtigt.
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3.2. Finanzierung und Umsetzung

3.2.1. Refundierungssatz/Zuschuss Stadt Graz

Die hochst komplexe Berechnungsmethode fir die Hohe der von der Stadt Graz zu leistenden

Zuschusse fur den Betrieb der Tageszentren l&sst sich vereinfachend wie folgt darstellen:

System der Finanzierung der Tageszentren

Kostenart Reagibel in Bezug auf Auslastung Plarwerte  Istwerte
nach Einschitzung des STRH

Personalkosten teilweize variabel
+ Material teilweise variabel (zB Lebensmittel)
+ Bezogene Leistungen  wariabel {zB Ausflige, Taxitransporte etc)
+ Betriebsaufwand weilgehend fix (Reinigungskosten, Administration)
= Gesamtkosten griBtenteils fix - variable Kosten siehe oben Summe Summe
- abziiglich:
KlientInnenbeitrage Yariabel in Bezug auf Besucherfrequenz - - Befrag - Befrag
zudem: sozial gestaffelt (einkommensabhangiq)
= Abgang {von der Stadt Graz iiber Refundierungssatz
zu tragende Belastung) Betrag Betrag

Dieser Betrag ist - neben qualitativen Kriterien - Gegenstand der Ausschreibung
{"Angebotspreis" bezogen auf Besucher und Tag)

Falls Ist-Abrechnung nach Ende eines lahres geringeren Abgang ergibt: Rickerstatiung
an Stadt Graz

Erlauterung:

Die an der Ausschreibung teilnehmenden Organisationen miissen auf der Basis einer Einschéatzung uber
die kunftigen laufenden Kosten — wobei Geb&udekosten hier unbeachtlich sind, weil diese von der Stadt Graz
getragen werden — eine Einschatzung uber die zu erzielenden Klientlnnenbeitrége treffen, worauf sie in
weiterer Folge als ,,Angebotspreis* einen der Stadt Graz zu verrechnenden Refundierungs-Tagessatz (bzw

Halbtagesbetreuungssatz) zu nennen haben.

Die laufende Finanzierung wéhrend eines Jahres erfolgt Uiber Vorauszahlungen der Stadt Graz auf Basis des
geplanten (und in der Ausschreibung gebotenen) Refundierungssatzes. Ein in der Endabrechnung eines
Jahres sich ergebender Minderabgang ist der Stadt Graz riuckzuerstatten. Eine Verschlechterung des
Ergebnisses — gegeniiber dem Planwert — geht zu Lasten des Betreibers. Das wirtschaftliche Verlustrisiko ist

nach den Intentionen dieses Finanzierungsmodells auf die Betreiberoganisation Uberwalzt.
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3.2.2.

Einschatzung der von der Stadt Graz zu tragenden kunftigen
Zuschusse

Seitens der Fachabteilung wird im Rahmen des Projektantrages eine 80%6ige Auslastung zugrunde gelegt,
und darauf aufbauend — wie eingangs des Berichtes schon beziffert — eine mittlere Budgetbelastung fiir die Stadt

Graz aus der Finanzierung der Abgange der beiden Tageszentren von je rd TEUR 385 pa eingeschéatzt.

Nach unserer Einsch&atzung handelt es sich hierbei um einen vorsichtig geschatzten Wert, weil die
tatséachliche Auslastung in der Vergangenheit (siehe Kapitel 3.1.3.) bei weitem unter 80 % gelegen hat. Daraus
folgt, dass der Maximalrahmen der Projektgenehmigung von TEUR 385 pa je Tageszentrum voraussichtlich nicht

Uberschritten werden wird.

Die nachfolgende Tabelle zeigt eine Vergleichsrechnung der Kalkulation des A5 — Sozialamt und weitere mogliche

zuklinftige Szenarien einer geringeren Auslastung.

Tageszentrum Liberty Solidar Liberty 40 ** |kalk. Mittelwert/TZ
Vollauslastung 45 40 40 --
dzt. Auslastung* in % 53,89 61,88 60,63 58,80
dzt. Zuschuss* in EUR 241.503,00| 277.394,64 241.503,00 253.466,88

Ammerkung: * Durchschnittswerte 01 - 08/2008 auf jahrlichen Wert hochgerechnet
** Vollauslastung TZ Liberty gem. GR-Bericht 09/2008 40 Betreuungsplatze

Kalkulation A5: Liberty Solidar Liberty 40 ** |kalk. Mittelwert/TZ
Zusch. + 10 %; Ausl. 80 % 395.099,60] 394.535,95 351.199,65 380.278,40
Varianten (STRH): Liberty Solidar Liberty 40 ** |kalk. Mittelwert/TZ
Ausl. 65 %; Zusch. + 5 %; 306.426,68| 305.989,53 272.379,27 294.931,83
Ausl. 65 %; Zusch. + 10 %; 321.018,43] 320.560,46 285.349,71 308.976,20
Ausl. 70 %; Zusch. + 5 %; 329.997,96| 329.527,18 293.331,52 317.618,89
Ausl. 70 %; Zusch. + 10 %; 345.712,15| 345.218,95 307.299,69 332.743,60

Wie immer im Vorfeld einer Ausschreibung ist aber unsicher, wie sich die Anbieter verhalten werden. Je weniger
Anbieter sich als potenzielle Betreiber an der Ausschreibung beteiligen, desto héher ist die Wahrscheinlichkeit,

dass der Abdeckungsbedarf (Refinanzierungssatz) von den Anbietern diktiert werden kann.

Es ware also mdglich, dass die Mindestgebote auch Uber den im GR-Stiick genannten Betrdgen zu liegen

kommen.
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3.2.3. Okonomische Beurteilung und Kritik

Das hier vorgestellte Modell einer leistungsorientierten Finanzierung durch eine oder mehrere externe
Betreiberorganisationen ist in seiner Grundstruktur zu begrif3en; die Betreiberorganisation erhélt eine
auslastungsabhangige Entlohnung (Refinanzierungssatz) und hat ihrerseits — auf Grund des tberwalzten
Verlustrisikos — einen Anreiz, tendenziell auf eine variable bzw kurzfristig abbaubare Fixkostenstruktur

aufzubauen.

Die Betreiberorganisation hat dariiber hinaus einen Anreiz, durch angemessen qualitativ hochwertige
Betreuung der Patientlnnen die Auslastung — und damit die Einnahmen — zu steigern, wodurch sich die

Fixkostendeckung fiir den Betreiber verbessert.

Das ist grundsatzlich eine Starke von Outsourcing-L6sungen.

Verbesserungswirdig héalt der Stadtrechnungshof die sehr birokratisch erscheinenden Abrechnungs-
unterlagen sowie die sehr ins Detail gehenden Abstufungen bei der Sozialstaffelung der Klientlnnen-

beitrage (siehe Beilage zum Priifbericht ,Leistungsorientiertes Finanzierungsmodell*).

Zwar ist bei einer dezentral vergebenen Leistung stets ein angemessenes Controlling sicherzustellen
(etwa, was im konkreten Fall die Abrechnung der Klientinnenbeitrége anbelangt), jedoch scheint man hier im

konkreten Fall weit tber das Ziel hinauszuschiel3en.

e So ist zB nicht einsichtig, warum bei einer Vergabe einer Dienstleistung an Externe ein detailliertes
formularmaRiges Berichtswesen ber die Namen, Einstufungen und sonstigen gehaltsrelevanten Daten
der eingesetzten Mitarbeiterlnnen der Tragerorganisation sowie Uber deren Auslastung erforderlich
scheint.

e Gleiches gilt Uber Detailgliederung der Aufwandsstruktur der Tragerorganisation; diese missen ihre
Planungsgrundlagen bis auf die Telefonkosten oder die Kosten fiir Fachliteratur offen legen und wird im
Ausschreibungstext ausgesprochen, dass zwischen den derart aufgeschlisselten Aufwandsarten ,keine
Deckungsféhigkeit bestehe.

e Der Stadtrechnungshof ist angesichts der hier vorherrschenden und an den obigen Beispielen
aufgezeigten Blrokratie skeptisch, ob die Kostenvorteile eines Outsourcing hier nicht durch ein
Uberbordendes Melde- und Kontrollwesen wieder zunichte gemacht werden.

Im Ergebnis wird empfohlen, auf eine einfacheres, und an den Grundsétzen einer dezentralen

Ressourcenbewirtschaftung (Globalbudget) orientiertes Abrechnungssystem uberzugehen.

Zu dieser hier ausgesprochenen Kritik aufert sich das Sozialamt in einer Stellungnahme vom
21. Oktober 2008 in dem Sinne, dass als wesentliches Gegenargument die geltende Subventionsordnung (GZ:
PrasK — 147/1993-3) ins Treffen gefuhrt wird, wo bestimmte formale Vorgaben hinsichtlich Forderbarkeit/Nicht-
Forderbarkeit (zB bei Personalkosten) festgelegt sind. Weiters argumentiert das Sozialamt mit dem Grundsatz,

dass Vertrauen gut, Kontrolle aber besser sei. (siehe Volltext der Stellungnahmen des Sozialamtes im Anhang.)
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Zum Thema der Effizienz von Subventionsordnung und -richtlinien hat sich der Stadtrechnungshof
punktuell und anlassbezogen schon mehrfach ge&dufert und ist auch in den letzten Jahren eine teilweise

Anpassung der Subventionsordnung an aktuelle Entwicklungen in der Subventionspraxis erfolgt.

Zu prufen ware, und dies wird auch in der kinftigen Arbeit des Stadtrechnungshofes geschehen, welchen
betragsmaRigen und anzahlmaRigen Umfang und welchen personellen Kontrollaufwand die derzeit in

Geltung befindliche Subventionsordnung bewirkt.

Ziel einer solchen Prifung sollte sein, die Subventionsféalle der Stadt Graz zu kategorisieren und ein

zieladaquates PrifmalRnahmenbiindel — je Kategorie — vorzuschlagen.

Es wirde den Rahmen der hier abzuhandelnden Projektkontrolle sprengen, wiirde man hier das Thema einer

Reform der Subventionsordnung und -richtlinien umfassend abhandeln wollen.

Offen geblieben ist in der Diskussion mit dem Sozialamt, ob die der Stadt Graz als Subventionsgeberin
aufgetragene Kontrolle tatsé&chlich ein derart detailliertes Melde- und Kontrollwesen erforderlich macht,
oder ob es ausreicht, sich lediglich eine Einschau in die Blcher des Subventions-/Auftragsnehmers

vorzubehalten.

3.2.4. Infrastruktur-/Raumkosten

Unabhéngig davon werden von der Stadt Graz die Infrastrukturkosten fiir die beiden TZ getragen. D.h. die Stadt
Graz stellt pro Tageszentrum u.a. folgende Leistungen zur Verfligung: Miete, Heizung, Strom, Wasser. An
Inventar (Erstausstattung) werden fir beide Einrichtungen Mobiliar, EDV, Telekommunikation, Kichengeréte usw.

bereitgestellt, deren Instandhaltung und ev. Ersatz vom Betreiber zu tragen sind.

Die laufenden Raumkosten betragen fur die Liegenschaft Bethlehemgasse 6 im Jahr 2007 TEUR 179,5
(Jahreswert 2007) davon wendet die Stadt Graz fur das TZ Solidar TEUR 134,9 (entspricht gerundet 75 % der
Gesamtnutzflache) auf. Die Bereitstellung der Raumlichkeiten des TZ Liberty belastet im Jahr 2007 das Budget
der Stadt Graz mit TEUR 36,3 (Miete bis inkl. 08/07; Miete bis Jahresende: TEUR 11,4 — Jahreswert 2007
hochgerechnet: TEUR 47,7).

Zu den Anschaffungs- und Finanzierungskosten der beiden Liegenschaften gibt die Finanz- und

Vermdgensdirektion bekannt,

- dass das Gebaude in der Theodor-Kdrner-Stral3e tber Anlagenriicklagen erworben wurde (EUR 2,95 Mio.
Kaufpreis It. Vertrag).

- dass das Geb&aude Bethlehemgasse als Teil des Projektes ,,URBAN Graz“ (insgesamt EUR 31,7 Mio.) Uber
die vorhandene EU-Ricklage und Uber EU-Forderungen mit EUR 4,5 Mio. finanziert wurde.

- dass fur beide Tageszentren keine ,eigenen Darlehen“ aufgenommen wurden.
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3.3. Stellungnahme

Wir haben auftragsgemal die Projektprufung zum Thema

~Ausschreibung Tagesbetreuungszentrum , Liberty“
— Theodor-Korner-Strasse u. ,,Solidar*“ — Bethlehemgasse*

durchgefihrt.

- Hinsichtlich der Frage, ob eine zwingende rechtliche Verpflichtung zur Finanzierung bzw zum

Betrieb von Tageszentren besteht, konnte mit dem Sozialamt kein Einvernehmen hergestellt werden.

- Die wirtschaftliche Uberlegung, durch Angebot von niederschwelligeren Betreuungsangeboten eine
mogliche stationare, und daher teurere Versorgung hinaus zu zégern, ist grundséatzlich nachvollziehbar;
die Beurteilung dieser Frage ist von Einschatzungen uber unsichere Zukunftsentwicklungen abhéangig. Es
spricht vieles fiur das Argument des Sozialamtes, dass bei hypothetischem Wegfall der
Tageszentren eine verstarkte Nachfrage von Klientlnnen nach hoéherschwelligen und

teureren Betreuungsangeboten entstehen wiirde.

- Allerdings ist zu beachten, dass die beiden Tageszentren bis dato nur eine gleichbleibende rund
60%0ige Auslastung verzeichnet haben, was dafir spricht, dass solche Einrichtungen lediglich ein
Nischenangebot darstellen, und die strategische Kraft solcher Tageszentren zur Abwendung

teurer stationarer Aufenthalte eine geringe zu sein scheint.
- Fur den Weiterbetrieb sprechen ,,Sunk-Cost-Argumente®.

- Dennoch sollte nach Ansicht des Stadtrechnungshofes wéhrend der kommenden drei Jahre
eine Prifung erfolgen, ob tatsachlich beide Standorte Uber den Zeitraum der jetzt eingegangene

3jahrigen vertraglichen Verpflichtung hinaus aufrecht erhalten bleiben sollen.
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- Zum Leistungsorientierten Finanzierungsmodell (LOF) des Sozialamtes hat der Stadtrechnungshof
in diesem Bericht einige kritische Fragen aufgeworfen, die vor allem die laufende Kontrolle der

Abrechnungen des Auftragnehmers/Betreiber-Organisation betreffen.

- Diese Frage sollte vertieft in einem gréfReren Zusammenhang — den gesamten Magistrat betreffend —
diskutiert werden. Vor allem die sehr ins Detail gehenden Regelungen der Subventionsordnung/-
richtlinien zur Frage der Forderbarkeit einzelner Kostenbestandteile ist zu Uberdenken. Hierzu wird in

Klirze ein gesondertes Vorschlagspapier des Stadtrechnungshofes ergehen.

Graz, am 12. November 2008

Stadtrechnungshof der Landeshauptstadt Graz

Mag. Katharina Riel Dr. Glnter Riegler
Prufungsleiterin Stadtrechnungshofdirektor
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Graz - Umgebung

[Altersgruppe ZMR 1.1.08 |Volkszéhl. 01} |Volkszahl. 91]Altersgruppe |Altersgruppe ZMR 1.1.08 |Volkszahl. 01] [Volkszahl. 91| Altersgruppe
60 - 64 13.796 12.979 34.519]60-74 60 - 64 7.170 7.182 15.077|60-74

65- 79 29.945 27.755 19.323(75 u. alter 65-79 16.939 14.478 6.344|75 u. alter

80 u. alter 12.914 10.789 80 u. alter 5.763 3.997

gesamt Uber 60 56.655 51.523 53.842 gesamt Uber 60 29.872 25.657 21.421
Gesamtbevolkerung 250.653 226.244 237.810 Gesamtbevolkerung 140.026 131.304 118.048

Quelle: Statistik Austria, bearbeitet LASTAT Steiermark

Entwicklung der Wohnbevolkerung (in 96): Entwicklung der Wohnbevolkerung (in 96):

Graz Graz - Umgebung

|Altersgruppe ZMR 1.1.08 |Volkszahl. 01] [Volkszahl. 91| Altersgruppe |Altersgruppe ZMR 1.1.08 [Volkszahl. 01] [Volkszahl. 91| Altersgruppe
60 - 64 24,35% 25,19% 64,11%|60-74 60 - 64 24,00% 27,99% 70,38%| 60-74

65-79 52,85% 53,87% 35,89%| 75 u. alter 65-79 56,71% 56,43% 29,62%0| 75 u. alter

80 u. alter 22,79% 20,94% 80 u. alter 19,29% 15,58%

gesamt 100,00%0 100,00%0 100,00%06 gesamt 100,00%b6 100,00%0 100,00%0

Quelle: Statistik Austria, bearbeitet LASTAT Steiermark

Entwicklung der Wohnbevolkerung im zeitlichen Vergleich:

Graz

[Altersgruppe |ZMR 1.1.08 |Volkszahl. 01] [Volkszahl. 91]
gesamt Uber 60 56.655 51.523 53.842
Gesamtbevdlkerung 250.653 226.244 237.810
|gesamt uber 60 in % 22,60%0 22, 77% 22,64%|

Entwicklung der Wohnbevolkerung im zeitlichen Vergleich:

Graz - Umgebung

|Altersgruppe |ZMR 1.1.08 |Volkszahl. 01] |Volkszahl. 91]
gesamt Uber 60 29.872 25.657 21.421
Gesamtbevdlkerung 140.026 131.304 118.048

|gesamt Uber 60 in % 21,33% 19,54% 18,15%|
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Stadt IG RAIZ I Sozialamt

Herm Abteilungsvorstand Bearbeiter: MMag. Andreas Harb

Mag. Gernot Wippel Telefon: +43 (0) 316 872 - 6406

Sozialamt Telefax: +43 (0) 316 872 - 6429
e-mail: andreas.harb@stadt.graz.at

Schmiedgasse 26 DVR 0051853

8011 Graz

Graz, am 21. Oktober 2008

Betreff: ~ Stellungnahme zum Email des StRH v. 20.10.2008 (18:51)
Ausschreibung Tageszentren

Sehr geehrter Herr Mag. Wippel!

Betreffend die Finalisierung des Priifberichtes durch den Stadtrechnungshof und die offensichtlich
noch offenen Diskussionspunkte, mdchte ich auf die letzten drei Absétze des aktuellen Emails
(vom 20.10.2008; 18:51) von Stadtrechnungshofdirektor Dr. Riegler kurz ndher eingehen. Dabei
beziehe ich mich auf div. Bestimmungen der Subventionsordnung (GZ.: PrasK-147/1993-3),
welche zwar m.E. nicht zwingend/direkt' auf die Finanzierungsregelungen bei den Tageszentren
anzuwenden sind, aber dennoch als grobe Richischnur? bei der Erstellung des LoF gedient haben
und m.E. auch stets dienen sollten.

Folgende Absiize aus dem aktuellen Email werden kommentiert:®

Bemingelt wurde vom Stadtrechnungshof im vorliegenden Bericht die aufwéndige Formularienstruktur und die sehr ins Detail
gehenden Meldepflichten der Betreiberinnen, die ganz offensichtlich auch eine aufwéndige Kontrolle durch das Fachamt zur
Konsequenz haben. Die vom Fachamt in dessen Stellungnahme (siehe Beilage) dargestelite Gegenposition ist jene, dass der
biirokratische Aufwand, im Gegensatz zur Vermutung des Stadtrechnungshofes, ein geringer sei.,

Aus der Sicht des Stadtrechnungshofes dennoch nicht entkréftet, und auch nicht nachvollziehbar wurde, warum es fir das Fachamt
im Fall einer derartigen Auftragsvergabe etwa notwendig ist, detaillierte Angaben zu den einzelnen Mitarbeiterinnen der
Betreiberorganisation oder zur Zusammensetzung der Aufwandsstruktur laufend zu kontrollieren, wenn doch zuvor schon der
Bstreiber nach dem Bestbisterprinzip ausgewahlt und das Risike eines wirtschaftlichen Verlustes durch die gewahite
Abrechnungsmethodik auf die Betreiberorganisation dberwalzt wird.

Ein detaillierter Einblick in die Kostenstruktur der Betreiberorganisation sollte zwar als Vorbehalt formuliert sein und sollte auch
gelegentlich eine Einschau durchgefihrt werden. Einer laufenden Uberwachung im Sinne der Kontrolle von "Verwendungsnachweisen”
erscheint aber entbehrlich.”

' § 1 Abs. 4: ,Vom Geltungsbereich dieser Richtlinien ausgenommen sind 1. FérderungsmaBnahmen
aufgrund gesetzlicher Vorschriften. (...)"

2§ 1 Abs. 5: ,Der Gemeinderat kann in begriindeten Einzelfallen Abweichungen von diesen Richtlinien oder
von einzelnen Bestimmungen dieser Richtlinien beschlieBen.”

® Das gesamte Email befindet sich in der Beilage.
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Stadt IG RAZ I Sozialamt

Ad. Aufwéandige Wirtschaftsplanformulare inkl. Personalplanung und -abrechnung:

Diese Kritik wurde in unserer gestrigen Stellungnahme ausfihrlich angesprochen und m.E. auch
hinreichend entkraftet.

Ad. ,Wirtschaftsplanformulare*

Der von der Fachabteilung konzipierte Formularsatz ist insbesondere in Hinblick auf die
unterschiedlichen Rechnungswesensysteme der Betreiber und der Stadt Graz (Doppelte
Buchhaltung versus Kameralistik) und einer ressourcenschonenden Priifung® ein optimales
System zur Gewahrung und Priifung von Subventionsvergaben und kann nach einer kurzen
Einschulungsphase fiir die betreffenden Subventionsempfanger auch im Hinblick auf eine einfache
Verwaltung der Bestimmungen des LoF eingehalten werden. Insbesondere entsprechen die zur
Diskussion stehenden Formulare den Bestimmungen der Subventionsordnung (GZ.: PraskK-
147/1993-3) bzw. erleichtern diese sogar deren praktische und einheitliche Umsetzung.

Die Ausgabenposition ,Telefonkosten” ist ebenfalls im, der Subventionsordnung entsprechenden
allgemeinen Formular fir ,Subventionsansuchen an die Landeshauptstadt Graz", enthalten. Die
Ausgabenposition ,Kosten fir Fachliteratur” ist zu exemplarischen Zwecken unter der allgemeinen
Kategorie ,Sonstiges" enthalten und kann von den jeweiligen Betreibern auch an den im jeweiligen

Buchungssystem vorhandenen Kontenrahmen angepasst werden.

Abbildung 1°

Betreffend die formale Abfolge des Einholens von Wirtschaftsplanen und der Erstellung von
Abrechnungen kann auf folgende Bestimmungen der Subventionsordnung verwiesen werden:

§ 4 Abs. 1 fordert: ,Der Subventionswerber hat darin (im schriftichen Ansuchen) die fir eine
Beurteilung der Férderungswiirdigkeit wesentlichen Angaben zu machen, insbesondere {(...) 2. wie
das gesamte Vorhaben finanziert werden soll (Finanzierungsplan) einschlieilich ob und von
welchem Subventionsgeber und in welcher Héhe er sonst noch Férderungsmittel erhalten oder
beantragt hat oder zu beantragen beabsichtigt.”

* Gerade auch die exakte Definition von Kontennummern im Wirtschaftsplan erleichtert eine

ressourcenschonende Prifung im Zuge der Abrechnung.
% Auszugsweise Wiedergabe des Schreiben vom 20.10.2008 an den StRH.
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Stadt IG RAZ I Sozialamt

§ 6 Abs. 2 fordert: ,Der Subventionsempfanger hat einen Nachweis (ber die widmungsgemaBe
Verwendung der Subvention in einer von der Stadt gewiinschten Form bis ldngstens 31.3.
des auf die  Subventionsgewdhrung  folgenden  Kalenderjahres zu  erbringen
(Verwendungsnachweis).

Diesen Bestimmungen wird durch das Wirtschaftsplanformular (dieses enthalt aus
verwaltungsdkonomischen Griinden Spalten fir die Planung und Abrechnung) einheitlich! (fiir
beide Tageszentren) genlige getan. Gerade die formularm&Bige Vorgabe erleichtert die
verwaltungsékonomische Prifung der Wirtschaftsplane (=Finanzierungsplan) bzw. der
Abrechnungsunterlagen (=Verwendungsnachweis). Weiters wird damit u.a. auch div.

Grundsatzen ordnungsgeméaBer Bilanzierung (,Gliederungsstetigkeit’) und dem Ziel der
Vermittlung eines méglichst getreuen Bildes der Ertragslage entsprochen.

Der Verwaltungsaufwand der Kontrolle von formal unterschiedlichen Finanzierungsplanen, nicht
darauf abgestimmten Abrechnungsunterlagen mit nicht nachvollziehbaren
Darstellungsunterschieden zwischen den beiden Tageszentren usw. wére definitiv um ein
Vielfaches héher. Eine ordnungsgeméBe Abrechnung der Mittelverwendung wére m.E. dadurch
nicht sichergestellt und auch nicht zu verantworten. Eine derartige Freigabe der Darstellung der
Ertragslage der Tageszentren wirde die OrdnungsméaBigkeit der Vermittlung der Ertragslage
jedenfalls geféhrden.

Ad. Laufende Kontrolle der Aufwandsstruktur bzw. von Verwendungsnachweisen:

Derartige Kontrollen werden von der Subventionsordnung und darauf basierend im LoF der
Tageszentren gefordert und auch bei wesentlich kleineren Subventionsvergaben durchgefiihrt.
Gerade im Hinblick auf den maximal moglichen Zuschussbedarf i.H.v. € 3.850.000,-- sollite m.E.
keinesfalls auf eine laufende Uberwachung (.Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser”) im Sinne
der Kontrolle von ,Verwendungsnachweisen“ (Vgl. § 6 Abs. 2 der Subventionsordnung)
verzichtet werden.

Die Subventionsordnung fordert m.E. zwar nicht die laufende (z.B. monatliche/tagliche) Kontrolle

der Aufwandsstruktur. Dennoch ist m.E. aus § 6 Abs. 2 zu schlieBen, dass zumindest eine
jahrliche Zwischenabrechnung durchzufiihren ist.

3/5



Stadt IG RAZ I Sozialamt

Ad. Zu detaillierte Angaben zu den einzelnen Mitarbeiterinnen der Betreiberorganisationen

Im Anhang A gemaB § 6 Abs. 2 der Subventionsordnung sind Richtlinien fir die Abrechnung von
Subventionen enthalten. In Bezug auf die Planung/Abrechnung von Personalkosten wird folgendes
gefordert:

+Fur die Anerkennung von Personalaufwendungen gilt folgende Regelung: (...) Ist eine eindeutige
Zuordenbarkeit der Tétigkeitsbereiche der Beschiéftigten zu einem Branchenkollektivvertrag
oder zu einem gesetzlichen Entlohnungsschema gegeben, so werden maximal diese Betrdge
anerkannt.”

Ein Abgehen von der personell differenzierten Planung/Abrechnung von Personalkosten hin
zu einer ,pauschalen/globalen” Abrechnung wiirde dazu fihren, dass die Kontrolle von nicht
kollektivvertraglichen Uberzahlungen nicht mehr méglich und die Einhaltung der
Bestimmungen der Subventionsordnung nicht mehr sichergestellt ware. Hinsichtlich der
Einhaltung von einheitlichen Formularen fir Planung und Abrechnung gilt hier oben Gesagtes
sinngeman.

Unangemessen hohe Gehaltskosten missten im Zuge der Abrechnung ausgeschieden werden
und wirden in weiterer Folge gemaRB den LoF (unter der Annahme der Betreiber ist schon in der
Gewinnzone bzw. erreicht dadurch formal die Gewinnzone) zu einer Rickforderung des
Zuschusses durch die Stadt Graz/Sozialamt fihren.
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Fir weitergehende Analysen stehe ich |hnen sehr gerne zur Verfliigung. In der Hoffnung lhnen,
sehr geehrter Herr Abteilungsvorstand, gedient zu haben, verbleibe ich

mit freundlichen GriBen!

MMag. Andreas Harb

Beilage:

> Email vom 20.10.2008 (18:51) von Stadirechnungshofdirektor Dr. Riegler

Ergeht an:

> Herrn Abteilungsvorstand Mag. Gernot Wippel
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Stadt IG RA ZI Sozialamt

Herrn Bearbeiter: MMag. Andreas Harb

Stadtrechnungshofdirektor Telefon: +43 (0) 316 872 - 6406

Dr. Ginter Riegler Telefax: +43 (0) 316 872 - 6429
e-mail: andreas.harb@stadt.graz.at

Tummelplatz 9 DVR 0051853

8010 Graz

Graz, am 12. November 2008

Betreff: Stellungnahme zum Email des StRH v. 21.10.2008 (13:29)
Ausschreibung Tageszentren

Sehr geehrter Herr Kollege — lieber Glinter!

Betreffend die Finalisierung des Prifberichtes durch den Stadtrechnungshof und die offensichtlich
noch offenen Diskussionspunkte, mochte ich auf ausgewahlte Fragen des aktuellen Emails' naher

eingehen.

Wie schon im Schreiben vom 21.10.2008 dargestellt, kommt die Subventionsordnung (GZ.: Pras
K-147/1993-3) u.a. aufgrund der Tatsache, dass es sich bei den Tageszentren um
ForderungsmaBnahmen aufgrund gesetzlicher Vorschriften® handelt, nicht direkt zur
Anwendung. Der Gemeinderat kann und hat in diesem begriindeten Ausnahmefall Abweichungen
von den (einzelnen) Bestimmungen der Subventionsordnung durch Einfuhrung des LoF
beschlossen®. Von diesem Recht musste auch aufgrund der Tatsache Gebrauch gemacht werden,
dass der Betrieb der Tageszentren bzw. deren Dienstleistungen auf einer gesetzlichen
Grundlage basiert und nicht etwa eine freiwillige Leistung ausschlie@lich aufgrund einer
politischen Entscheidung darstellt. Im Ergebnis wurde das, vom StRH in den Jahren 2003 und
2004 geforderte, Finanzierungs- und Abrechnungssystem (LoF) durch die Fachabteilung fur
Sozialplanung des Sozialamtes entwickelt und implementiert. Hinsichtlich der Vorziige dieses
mittlerweile  bewahrten Planungs- und Abrechnungssystems verweise ich auf den
vorangegangenen Schriftverkehr. In weiterer Folge gehe ich auf Deine ausgewahiten Fragen

naher ein.

! Das gesamte Email befindet sich in der Beilage.

2 § 1 Abs. 4: fom Geltungsbereich dieser Richtlinien ausgenommen sind 1. Férderungsmaflnahmen
aufgrund gesetzlicher Vorschriften. (...)"

IVgl. § 1 Abs. 5 SubvO
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1) Ausgewihlte Rechtliche Aspekte

Das Steiermarkische Sozialhilfegesetz (StSHG) fordert die Sicherstellung von Sozialen Diensten.
Folgende Rechtsvorschriften bzw. zwingende Aufgaben der Stadt Graz als Sozialhilfetrager
werden u.a. durch den Betrieb der Tageszentren erfullt.

§ 20 Abs. 2: Die Gemeinden haben die im § 16 Abs. 2 angefihrten sozialen Dienste zu
gewdhrleisten (..).”

§ 716 Abs. 2: ,Folgende sozialen Dienste sind sicherzusteller:
a) Alten-, Familien- und Heimhilfe im Sinne des Steirermérkischen Alten-, Familien- und
Heimhilfegesetzes (.. ) soweit sie nicht stationadr erbracht wird;
bh) Gesundheits- und Krankenpflege, soweit sie nicht in stationdren Anstalten erbracht wird;

(-2

In weiterer Folge sollen exemplarisch die, durch oben aufgelistete soziale Dienste, zu
erbringenden Aufgaben angefuhrt werden, welche sich m.E. im W/esentlichen mit der

Aufgabenerfiillung der Tageszentren decken.

Alten-, Familien- und Heimhilfe (insb. Altenfachbetreuung) umfasst u.a. folgende Leistungen:*

= Eingehen auf die kérperlichen, psychischen, sozialen und geistigen Bedirfnisse dlterer Menschen,

= Hilfen zur Wiederherstellung, Erhaltung und Férderung von Fahigkeiten und Fertigkeiten fur ein
maglichst selbstandiges und eigenverantwortliches Leben im Alter,

= Unterstiitzung bei der psychosozialen Bewaltigung von Krisensituationen,

= Begleitung und Anleitung von Angehtrigen und Laienhelfern,

= Zusammenarbeit mit dem sozialen Umfeld (Behérden, freiwillige und berufliche Helfer usw.), (...)5

Der gehobene Dienst fUr Gesundheits- und Krankenpflege erflllt u.a. folgende Leistungen:

= Der eigenverantwortliche Tatigkeitsbereich umfasst alle Malnahmen, die der Patient oder Klient bei
der Auslbung der Aktivitdten des taglichen Lebens aufgrund seiner kdrperlichen, geistigen oder
sozialen Lage nicht mehr oder nur mehr teilweise ausiiben kann, zu unterstiitzen oder Gberhaupt zu
ibernehmen

In den Tageszentren Liberty und Solidar wird zur Erbringung der geforderten Leistungen
entsprechend qualifiziertes Fachpersonal eingesetzt und somit den gesetzlichen Verpflichtungen

der nicht stationéaren sozialen Dienste und in Erganzung zur Mobilen Betreuung genige getan. Die

“ Die Dienste der Altenfachbetreuer kénnen in mobiler, ambulanter, teilstationirer oder stationérer Form
erbracht werden. Das AFHG wurde im J&nner 2008 durch das Steiermdrkische Sozialbetreuungs-
berufegesetz (StSBBG) abgeldst. Auf diesbeziigliche Anderungen der gesetzlichen Bestimmungen kann im
Rahmen der vorliegenden Analyse nicht eingegangen werden. Aullerdem ist m.E. fraglich ob der
dynamische Gesetzesverweis im § 16 Abs. 2 StSHG auf das AFHG in der jeweils geltenden Fassung
hinreichend bestimmt ist. Das Nachfolgegesetz trégt die Bezeichnung StSBEBG.

s Vgl. § 3 Abs. 2 Steiermarkisches AFHG (mit 18.01.2008 auer Kraft getreten).

b Vgl. Erlauterungen zu § 14 Abs. 2 GuKG
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Notwendigkeit einer vollstationiren (wesentlich kostenintensiveren) Unterbringung wird
dadurch prinzipiell zeitlich verzégert. Anders formuliert kénnen in den Tageszentren Menschen
die den Alltag nicht mehr alleine bewéltigen kénnen und durch mobile Dienste unterversorgt, durch
stationare Pflege jedoch Uberversorgt waren, betreut werden. Weiters profitieren auch Angehdrige,
die von der Pflege ihrer z.B. Eltern entlastet werden und somit die eigene Berufstatigkeit
aufrechterhalten kénnen. Zusammenfassend fUhren die Dienstleistungen der Tageszentren auf
Seite der Klientinnen sowohl zu monetaren, als auch zu gqualitativen Vorteilen. Auf Seite der
éffentlichen Hand ist, wenn man die héhere Lebensqualitat der Klientlnnen ausblendet, der Vorteil
des Hinauszégems der stationédren Betreuung mit den daraus resultierenden Kosteneinsparungen

Zu sehen.

Um die obige Aussage auch mit einem monetaren Wertegerlist zu untermauem, sei unterstellt,
dass samtliche Klientinnen der Tageszentren (rd. 125 Personen’ in beiden Tageszentren je Monat
im Jahr 2007), aufgrund der fiktiven SchlieBung der Tageszentren in eine stationére Betreuung
wechseln mussten. Die sfationdre Betreuung wirde unter Anwendung der Leistungs- und
Entgeltverordnung LEVO-SHG und unter der Annahme einer durchschnittlichen Pflegegeldstufe 2
fur .ehemalige” Klientlnnen der Tageszentren zu folgenden Gesamtkosten (exkl. USt) fur 125
Klientlnnen pro Jahr fuhren:®

Stationire Betreuung p.-m. p.a. 60% Land  |40% Stadt  [Zuschuss TZ 2007
Kosten 125 Pflegeplitze PGS 2 252.825,00] 3.033.900,00] 1.820.340,00]1.213.560,00 505.463,73
Abbildung 1

Wie aus der Abbildung 1 ersichtlich wird, ergibt sich durch den Betrieb der Tageszentren, unter
den getroffenen Annahmen (125 Klientinnen, keine Kostenbeitrage der Klientinnen, @ PGS 2),
eine Kostenersparnis fir die Stadt Graz/Sozialamt i.H.v. rd. € 700.000,— pro Jahr.

Wie im folgenden Kapitel Uber die umsatzsteuerlichen Aspekte noch zu zeigen ist, hat die
rechtliche Einstufung (gemdR StSHG) der Leistungen der Stadt Graz, im Zusammenhang mit
dem Betrieb der Tageszentren durch externe Tragerorganisationen, weit reichende (umsatz-)

steuerliche Konsequenzen.

’ Dies entspricht It. Abrechnung der Einzelfallstatistiken rd. 50 belegten Platzen in den Tageszentren.
¥ In dieser Berechnung wurde vereinfachend die persdnliche Beitragsleistung der Klientinnen nicht
beriicksichtigt.
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2} (Umsatz-) Steuerliche Aspekte

An dieser Stelle soll folgende Fragestellung aus dem Email vom 21.10.2008 (13:29) beantwortet
werden:

Ein Aspekt, den ich explizit noch nicht thematisiert habe, der aber meinen kritischen Anmerkungen zur
Abwicklung der Verrechnungen zugrunde liegt, ist folgender: wir vergeben eine Leistung (mittels
Ausschreibung nach dem VergabeG) und legen dabei die Subventionsordnung zu Grunde. Hier liegt ein
Widerspriuch, den ich mir bislang so erklért habe, dass offenbar aus steuerlichen Griinden eine "Darstellung”

als Subvention gtinstiger wére. Hier bitte ich um Erlduterung, ob das so ist.

Hinsichtlich der umsatzsteuerlichen Behandlung mdéchte ich auf die ,Steueifiche Analyse der
Magistratsableilungen - Sozialamt w.a” wvom Marz 2002, durchgefuhrt durch die
Steuerberatungsgesellschaft BDO Rabel & Pilz, hinweisen. In weiterer Folge wird versucht eine,
die geanderten Umstande (u.a. andere Tragerorganisationen in den Tageszentren, adaptiertes
Finanzierungsmodell/LoF) berlcksichtigende Fassung der umsatzsteuerdichen Behandlung,
darzustellen. VWeiters wird die in der .Steuerichen Analyse®, nach Tageszentren getrennt
dargestellte, umsatzsteuemechtliche Situation zu einer gemeinsamen Analyse fur beide
Tagszentren zusammengefuhrt.

Das Sozialamt betreibt als Trager der 6ffentlichen Firsorge die Tageszentren Liberty
(Theodor Kérner StraBe 67) und Solidar (Bethlehemgasse 6) und hat die ,Geschéftsfiihrung®
der Einrichtungen privaten Tragern lbertragen. Die Tageszentren sind Einrichtungen, deren
Schwerpunkt die Betreuung alterer, hilfsbedirftiger in der Stadt Graz lebender Menschen ist. Die
Tageszentren sollen darUber hinaus eine Infrastruktur bereitstellen, die den &lteren, hilfs- bzw.
pflegebedirftigen Menschen die Moglichkeit bietet, weiterhin selbstbestimmt zu leben und solange
als moglich in der gewohnten Umgebung zu verbleiben. Das Personal fur den Betrieb der
Tageszentren wird von den Trégern (derzeit Compass Sozial- und Gesundheitsverein und die
Volkshilfe Steiemark) beschafft, eingeschult und ausgebildet. Die Trager sind daher Dienstgeber
und tragen daher auch alle Dienstgeberpflichten. Die Raumlichkeiten in den Tageszentren werden
den Trégern fur den Betrieb der Tageszentren unentgeltlich zur Verfugung gestellt und die Stadt
Graz Ubernimmt die laufenden Betriebskosten. Die Stadt Graz leistet, auf Basis der Regelungen im
Leistungsorientierten  Finanzierungsmodell (LoF) bzw. der vertraglichen Bestimmungen,
Refundierungssatze fir die Ganztages- oder Halbtagesbetreuung. Die Trager der Tageszentren
erhalten weiters sozial ¢estaffelte Klientlhnenbeitrage fur die Ganztages- oder
Halbtagesbetreuung.
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Bei den Tageszentren handelt es sich um Einrichtungen der Stadt Graz, deren Geschaftsfiihrung
Tragerorganisationen Ubertragen wurde. Die Umséatze der Tageszentren sind daher der Stadt
Graz zuzurechnen und die umsatzsteuerliche Beurteilung bezieht sich auf die Stadt Graz

und nicht auf die Tatigkeit der Trager.

Die Stadt Graz wird dann als Trager der 6ffentlichen Flrsorge tétig, wenn Leistungen im Rahmen
des steiermarkischen Sozialhilfegesetzes erbracht werden. (...) Die Leistungen der Tageszentren
kénnen im Rahmen des § 16 StSHG eingestuft werden.

Da der Sozialhilfetrager Stadt Graz/Sozialamt beim Betrieb der Tageszentren (auch ohne Erflllung
der fuUr einen Betrieb gewerblicher Art geforderten Kriterien, wie z.B. Einnahmenerzielung) im
Rahmen des StSHG tatig wird, ist diese Tatigkeit gem. § 2 Abs. 4 Z 1 UStG 1994° (fiktiv) dem
Unternehmensbereich zuzuordnen. Bei einer Einstufung der Leistungen als sozialen Dienst nach
dem StSHG ist die Stadt Graz als Trager der &ffentlichen Farsorge tatig und erbringt unecht
umsatzsteuerbefreite Leistungen im Sinne des § 6 Abs. 1 Z 7 UStG 1994" an die
Hilfsbedlrftigen. Die Leistungen, die von der Stadt Graz an die HilfsbedUrftigen erbracht werden,
sind daher von der Umsatzsteuer befreit. Zu beachten ist jedoch, dass nur Leistungen, die im
Rahmen des StSHG an die Hilfsbedurftigen erbracht werden, unter die Begunstigung fallen. Ein
Vorsteuerabzug'' steht im Zusammenhang mit den befreiten Umsétzen nicht zu. Jedoch sieht § 1
Abs. 3 GSBG eine Beihilfe in Hohe der nicht abzugsféhigen Vorsteuem vor. Flr die in
Vorleistungen ausgewiesene Umsatzsteuer kann daher ein Beihilfenanspruch 1:1 geltend gemacht
werden.

Die fiktive, m.E. nicht gesetzeskonforme, Einordnung der Dienstleistungen der
Tageszentren als ,freiwillige” Leistung auBerhalb des StSHG wilrde zu einem Verlust der
unechten Steuerbefreiung mit der Konsequenz einer zumindest 10%-igen' Steuerbelastung
der Klientlnnenbeitrage fuhren.

® § 2 Abs. 4 Z 1 UStG 1994: Als gewerbliche oder berufliche Tatigkeit gilt auch 1. die Tatigkeit der (...)
sowie der Trager des &ffentlichen Flrsorgewesens, soweit diese im Rahmen (...) der allgemeinen Flirsorge
gSozithiIfe) (...) tétig werden."

o §6 Abs. 1Z7 UStG 1994: Von den unter § 1 Abs. 1 Z 1 fallenden Umsétzen sind steuerfrei: (...) 7. die
Umsétze der (...) Trdger des offentlichen Flrsorgewesens (...) an die Hilfeempfanger oder die zum Ersatz
von Flrsorgekosten Verpflichteten *

" § 12 Abs. 3 Z 3a: ,(...) Der Ausschluss vom Vorsteuerabzug tritt nicht ein, wenn die Umséatze a) nach § 6
Abs. 1Z 1 bis 6 ader (...) steuerfrei sind oder steuerfrei waren (...)*

"2 Unter der zu prifenden Annahme, dass der § 10 Abs. 2 Z 15 UStG 1984 zur Anwendung kommt.
Ansonsten wirden die Klientlnnenbeitrége mit 20% USt belastet werden.
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Stadt |G RA ZI Sozialamt

3) Zu detaillierte Angaben uber die einzelnen Mitarbeiterlnnen der Betreiberorganisationen

An dieser Stelle soll folgende Fragestellung aus dem Email vom 21.10.2008 (13:29) beantwortet
werden bzw. ist auf die Erlduterungen der Seite 4 meines Schreibens vom 21.10.2008 zu

verweisen.

Wenn wir nun einen Bestbieter nach Ausschreibung ermitteln, und ihn durch Regelungen dazu motivieren,
mdglichst kostengtinstig eine bestimmte Auslastung und Qualitat sicher zu stellen, warum bedarf es hierbei
noch einer Detailerhebung tiber die Gehaltsbestandteile von dessen Mitarbeiterinnen?

Fur weitergehende Analysen steht das Sozialamt sehr gerne zur Verfigung.

Mit freundlichen Grifen |

Der Bearbeiter: Der Abteilungsvorstand:

(MMag. Andreas Harb) (Mag. Gernot Wippel)

6/6







	Gegenstand und Umfang der Prüfung
	Auftrag und Überblick
	Auftragsdurchführung
	Zur Prüfung herangezogene Unterlagen
	Abgehaltene Besprechungen und Auskunftspersonen

	Eckdaten des Projektes
	Berichtsteil
	Erforderlichkeit und Umfang (Bedarfsprüfung)
	Gesetzliche Grundlage
	Projektumfang
	Auslastung der Tageszentren
	Demographische Entwicklung
	Variantenuntersuchungen
	Projektkosten
	Terminplan
	Abschließende Beurteilung des Bedarfes

	Finanzierung und Umsetzung
	Refundierungssatz/Zuschuss Stadt Graz
	Einschätzung der von der Stadt Graz zu tragenden künftigen Z
	Ökonomische Beurteilung und Kritik
	Infrastruktur-/Raumkosten

	Stellungnahme


